— 13 — 


Geſetz⸗ Sammlung 


fuͤr die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


NS .. 


(No. 1876.) Verordnung über die Sportelfreiheit der 5 Vom 17. Fe⸗ 
2. 1942. = bruar 1838. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gade; Koͤnig von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


haben Uns auf den Antrag Unſers Staatsminiſteriums bewogen gefunden, uͤber 

die Sportelfreiheit der Militairperſonen, unter Aufhebung aller uͤber dieſen Ge⸗ 
genſtand beſtehenden geſetzlichen Vorſchriften, inſoweit dieſelben mit den gegen⸗ 
waͤrtigen nicht uͤbereinſtimmen, für den ganzen Umfang Unſerer Monarchie zu 
verordnen, was folgt: 5 


Allen im aktiven Militairdienſt ſtehenden Gelbiebein, Wachtmeiſtern, Un⸗ 
teroffizieren und Soldaten, allen andern Militairperſonen gleichen Ranges, fie 
moͤgen bei den Linientruppen, den Landwehrſtaͤmmen oder bei den Garniſon⸗ und 
Invaliden-Kompagnien angeſtellt ſeyn, auch den Landwehrmannſchaften gleicher 
Kathegorie, inſoweit ſie ſich außer der gewoͤhnlichen Uebungszeit im aktiven Dienſt 
befinden, den aktiven Kompagnie- und Eskadron-Chirurgen und den bei dem 
Kriegsweſen verpflichteten und im Dienſte ſtehenden niederen Beamten, Feldpoſt⸗ 

Bedienten und Trainſoldaten, welche nur den Rang der Feldwebel, Unteroffiziere 
und gemeinen Soldaten haben; ferner den im Dienſt befindlichen Gensdarmen 
gleichen Ranges und den reitenden Feldjaͤgern — ſoll fuͤr ihre Perſon, imgleichen 
ihren Ehefrauen, ohne Unterſchied ihres Aufenthalts, und ihren in der Garniſon 
bei dem Vater lebenden, noch unter vaͤterlicher Gewalt ſtehenden Kindern, die 
Befreiung ſowohl von Gerichtsgebuͤhren, als den ſonſt vorkommenden gerichtli⸗ 
chen Koſten in Prozeſſen und Unterſuchungen, ſowie in Teſtamentsſachen, fuͤr 
die Dauer des Militairdienſtes unter folgenden e zuſtehen: 

f 5 1876.) Jahrgang 1838. Ee 1) Dieſe 
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1) Dieſe Befreiung erſtreckt ſich nur auf diejenigen gerichtlichen Geſchaͤfte, 
welche nach dem wirklichen Eintritt in den aktiven Militairdienſt bis 
zur Entlaſſung aus demſelben vorfallen. Durch Beurlaubungen auf be⸗ 
ſtimmte Zeit wird dieſe Befreiung nicht aufgehoben, wogegen die zur 
Reſerve entlaſſenen oder ſonſt auf unbeſtimmte Zeit beurlaubten Mann⸗ 

ſchaften auf dieſe Koſtenfreiheit keinen Anſpruch haben. 


2) Sie faͤllt weg bei allen Prozeſſen, in welchen die Militairperſonen in 
der Eigenſchaft als Beſitzer von liegenden Gruͤnden oder Gerechtigkei⸗ 
ten oder aus dem Betriebe eines buͤrgerlichen Gewerbes klagen oder 
belangt werden. 


3) Sie beſchraͤnkt ſich in Teſtamentsſachen auf die Auf- und Annahme 
letztwilliger Verordnungen der erwaͤhnten Militairperſonen ſelbſt, und 
bezieht ſich nicht auf die ihrer Ehefrauen und Kinder. 


4) Hinſichtlich des Koſtenerſatzes an den Gegner genießen jene Militair⸗ 
Perſonen gleiche Rechte mit dem Fiskus. Doch kann eine Einziehung 
der dem Gegner zu erſtattenden Koſten während der Militairdienſtzeit 
niemals durch Beſchlagnahme ihres Soldes oder durch Exekution in 
ihr am Garniſonorte befindliches Mobiliar erfolgen, ſondern nur aus 
den ihnen zugehoͤrigen Grundſtuͤcken und Gerechtigkeiten, ausſtehenden 
Forderungen und Öffentlichen Papieren, aus dem vorgefundenen, den Be⸗ 
trag eines einmonatlichen Soldes uͤberſteigenden baaren Gelde, golde⸗ 
nen, ſilbernen oder andern Medaillen, Juwelen und Kleinodien. 


5) Eben dieſe Vorſchriften ſind bei der Einziehung aller, ſowohl vor Ein⸗ 
tritt in den Militairdienſt, als waͤhrend der Dauer deſſelben erwachſe⸗ 
nen und ruͤckſtaͤndig gebliebenen zulaͤſſigen Gerichtskoſten zu beobachten. 


6) Die nach vorſtehenden Beſtimmungen eintretende Sportelfreiheit der 
Militairperſonen befreit dieſelben nicht von den Daträgen zu den Kom⸗ 
munkoſten im Konkurſe. 


7) Hat eine zur Sportelfreiheit berechtigte Militairperſon ihr Militair⸗ 
Dienſtverhaͤltniß der Gerichtsbehoͤrde nicht angezeigt und die von ihr 
Se Gerichtskoſten bezahlt, ſo findet deren Zuruͤckzahlung nicht 

tatt. 


8) Auf Befreiung von Gebühren, welche Anwalten, Advokaten, Gerichts⸗ 
ſchreibern und Gerichtsvollziehern in demjenigen Theile der Rheinpro⸗ 
vinz, 
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vinz, in welchem das Franzoͤſiſche Recht Guͤltigkeit hat, ſowie den Ju⸗ 
ſti⸗Kommiſſarien und Advokaten in den übrigen Provinzen angewieſen 
ſind, haben ſie nur inſofern Anſpruch, als ſie zum Armenrecht zugelaſ⸗ 
ſen worden ſind. f 5 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. N 


Gegeben Berlin, den 17. Februar 1838. 
(JL. S.) Friedrich Wilhelm. 


Friedrich Wilhelm, Kronprinz. 


Frh. v. Altenſtein. v. Kamptz Muͤhler. v. Rochow. v. Nagler. 
Graf v. Alvensleben. Frh. v. Werther. v. Rauch. : 


(No. 1877.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 24. Februar 1838., wegen Verleihung der revi⸗ 
„ 30.0 n dirten Städteordnung vom 17. März 1831. an die Städte Strzelno und 


9 104 4. = Labiſchin im Großherzogthum Poſen. 
la 


/ 
/ 

f Ihren Bericht vom 7. v. M. will Ich den Städten Strzelno und Labi⸗ 
ſchin im Großherzogthum Poſen, dem Wunſche derſelben gemaͤß, die revidirte 
Staͤdteordnung vom 17. Maͤrz 1831. verleihen, und ermaͤchtige Sie, den Ober⸗ 
Praͤſidenten der Provinz mit deren Einführung zu beauftragen. 


Berlin, den 24. Februar 1838. 
Friedrich Wilhelm. 


An 
den Staatsminiſter v. Roch ow. 


(No. 1876 —1878) : a Ee 2 (No. 1878.) 
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(No. 1878.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 4. März 1838., mit welcher der Haupt⸗Finanz⸗ 
Etat für das Jahr 1838. publizirt wird. 


> 

Ar, habe den Mir unterm 23. v. M. uͤberreichten Haupt⸗Finanz⸗Etat für das 
Jahr 1838. genehmigt und vollzogen und ſende Ihnen denſelben zuruͤck, um ihn 
nach Maaßgabe Meiner Order vom 17. Januar 1820. durch die Geſetzſamm⸗ 
lung bekannt zu machen. 


Berlin, den 4. Maͤrz 1838. 
Friedrich Wilhelm. 


An 3 
den Staats⸗ und Finanzminiſter Grafen v. Alvensleben. 


Allge⸗ 
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Allgemeiner Etat 
| | der 
Staats⸗Einnahmen und Ausgaben 
für das Jahr 


1838. 


(No. 1878.) 
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| Einnahme. Reiner enn, 
1. Aus der Verwaltung der Domainen und Forſten, nach Abzug des davon 
dem Kronfideikommiß vorbehaltenen Revenuͤen⸗Antheillssss . 
2.][ Aus den Domainen⸗Abloͤſungen und Verkaͤufen, Behufs der ſchnelleren Til⸗ 
gung der Stagtsſchudenn˖nꝰns ne 

3. Aus der Verwaltung der Bergwerke, Huͤtten und Salinen, desgleichen der 


4,083,000 
1,000,900 


917,000 
1,200,000 
928,000 


an Sründftarer Eli ee 9,847,000 Fthlr. 
Ban Klaſſenſten eee 6,502,000 
1!!! en 2,054,000 ⸗ 
18,403,000 Kthte. 
d) an Eingangs, Ausgangs: und Durchgangs-Ab⸗ 
gaben; an Verzehrungsſteuern von inlaͤndiſchen 
Erzeugniſſen; an Wegegeldern; an Abgaben von 
der Schi ahrt und der Benutzung der Haͤfen, 
Kandle, Schleuſen, Bruͤcken und andern Kom⸗ 
munikations⸗Anſtalten, ferner an Stempelſteuer .. 20,130,000 
e) an Einkommen aus der Salz regie 5,620,000 
| ea ale 
7. An verſchiedenen, unter obigen Titeln nicht begriffenen Einnahmen 400,000 


| 
1 
0 


= a 
A u s ga bee. | a 
—— ————— ——— — 


1. Fuͤr das Staats⸗Schuldenweſen, und zwar: 
a) zur Verzinſung der allgemeinen und provinziellen Staats⸗ 
ſchulden und zu den laufenden Verwaltungskoſten ... 6,067,000 Athir. 
b) zur Schuldentilgun?zgzg?zgzz. cur. 2,470,000 
8,537,000 Nthlr. 
c) zur Verzinſung und Tilgung neu uͤbernommener Provin⸗ 
Fialſchüldde ns... ee 
2.][ An Penſionen, Kompetenzen und Leibrenten, und zwar: 
a) an etatsmaͤßigen Fonds zu Penſionen fuͤr emirirte Staats⸗ 
diener und deren Wittwen und Hinterbliebenen, ſowie zu 
ſonſtigen Gnaden⸗Unterſtuͤtzungee nn. 966,000 Rthlr. 
b) an lebenslaͤnglichen Kompetenzen und Penfionen für die 
Mitglieder aufgehobener geiſtlicher Korporationen, an 
Penſionen, welche auf dem Reichsdeputationsſchluß vom 
25. Februar 1803. beruhen, oder ſonſt traktatenmaͤßig 
oder aus früheren Verpflichtungen zu leiſten ſind .... 1,502,000 - 
3. An dauernden Renten: 5 
„000 Rthlr. 
000 


b) für eingezogene Kapitalien und Amtskautionen .. 742, P 


8,578,000 


2,468,000 


1,073,000 


miſſion und für das ſtatiſtiſche Buͤreau.,V ·E··EU•— 293,000 
5. SE das Miniſterium der Geiſtlichen Unterrichts- u. Medizinal⸗Angelegenheiten 2,817,000 
6.][Fuͤr das Miniſterium des Innern und für die General⸗Kommiſſiooen 2,414,000 
7.][Fuͤr das Miniſterium der auswaͤrtigen Angelegenheiten 671,000 
8. Fuͤr das Kriegsminiſterium, einſchließlich der Zuſchuͤſſe für das große Mili⸗ 
tair⸗Waiſenhaus zu Potsdam und deſſen Filial⸗Anſtalten 23,436,000 
9.]Fuͤr das Juſtizminiſterium, außer den Gerichtsſportelnnnnnnn . . 2,166,000 
10.]Fuͤr die Central⸗ Finanzverwaltung, und zwar: 
a) für das Finanzminiſterium und für die General-Staatskaſſe 151,000 Rthlr.“ 
b) für die Generalverwaltung der Domainen und Forſten .. 98,000 = 249,000 
11.][ Dem Finanzminiſterium, für die Verwaltung für Handel und Fabrikation,, 
imgleichen zu Land- und Waſſerbauten, ausſchließlich der Chauffeen . . 1,389,000 
12. Demſelben zur Unterhaltung und zum Neubau der Chauſſeen, einſchließlich der Mit⸗ 
tel zur Verzinſung und Tilgung der aufgenommenen Chauſſeebau-Kapitalien | 2,925,000 
13. Fuͤr die Ober⸗Praͤſidien und Regierungeennnßn . 1,710,000 
eee eeſta te. 169,000 
15. Zur Deckung der Einnahme⸗Ausfaͤlle, zu außerordentlichen Ausgaben und 
Landesverbeſſerungen und zur Vermehrung des Haupt-Neſervekapitals 2,323,000 
Berlin, den 23. Februar 1838. 52,681,000 


Friedrich Wilhelm. 


(No. 1678.) Graf v. Alvensleben. 


Berichtigung eines Druckfehlers. 


In dem unter No. 1868. abgedruckten Geſetze vom 23. 1 Hor 1838. (Seite 78.) 
iſt $. 4. im ten Abſatze ſtatt: 


„In der Regel aber ſoll in dieſen Faͤllen e der Geldbuße rs berät 
nißmaͤßige Gefaͤngniß ıc. Strafe erkannt werden ꝛc.“ 
zu leſen: 


„In der Regel aber ſoll in dieſen Fällen ſtatt der Geldbuße auf verhaͤlt⸗ 
nißmaͤßige Gefaͤngniß ꝛc. ae erfannt werden ꝛc.“ 


